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FORSCHUNGSPLÄNE UND -BERICHTE

Soziale Kontrolle und Abweichendes Verhalten 
in Betrieben ("BetriebsJustiz")

Johannes Feest

Der folgende Beitrag ist eine etwas gekürzte Fassung ei­
nes Anfang 1971 im Rahmen des Schwerpunktprogramms Em­
pirische Kriminologie bei der Deutschen Forschungsgemein­
schaft eingereichten Forschungsantrages.

1. Erkenntnisstand und Problemstellung

1.1 Erkenntnisstand

Die Kriminologie hat sich in der Vergangenheit primär mit 
dem Studium der staatliche registrierten Rechtsbrecher, 
mit deren Ätiologie und Bekämpfung bzw. Behandlung be­
schäftigt. Neuerdings hat sich das kriminologische Er­
kenntnisinteresse auch den staatlichen Definitions- und 
Sanktionsprozessen zugewandt, was seinen Niederschlag in 
einer Reihe aufschlußreicher Studien über Strafverfol­
gungsinstitutionen (Polizei, Gerichte, etc.) gefunden 
hat. Weitgehend unerforscht ist dagegen weiterhin der Be­
reich der privaten Strafverfolgung und Sanktionierung von 
Normbrüchen. In hochentwickelten Industriegesellschaften 
ist dabei von besonderer Bedeutung die Behandlung abwei­
chenden Verhaltens im Rahmen größerer Betriebe und Bürokra­
tien. Erstaunlicherweise finden sich darüber keinerlei Aus­
führungen in den zahlreichen betriebssoziologischen Unter­
suchungen und betriebspsychologischen Analysen (siehe ins­
besondere Burisch 1969, Fürstenberg 1964 und Mayer/Herwig 
1970). Einiges Material kann man jedoch-aus einer Reihe 
von in- und ausländischen Arbeiten zur Betriebskriminali­
tät und BetriebsJustiz entnehmen. Bei den meisten dieser 
Arbeiten handelt es sich um deutsche juristische Disserta­
tionen der letzten 20 Jahre (vgl. Literaturverzeichnis). 
Demgegenüber sind uns aus dem Ausland nur sehr wenige Un­
tersuchungen bekannt, die sich mit diesem Problemkreis 
beschäftigen (Bensman-Gerver 1963, Horning 1963, Martin 
1962, Mulder 1969, Rqbin 19^7 und Selznick 1969).
In der folgenden Tabelle sind einige der £ür den gegen­
wärtigen Kontext wichtigsten Ergebnisse der deutschen 
Studien zusammengefaßt:
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Autor
Publikations­
jahr

Untersuchter
Betrieb
(Jahr, auf das sich
Daten beziehen)

Beleg­
schaft

Delikte 
pro Jahr 
und pro 
1000 Bim

Delikte bzw. Täter 
welche zur Anzeige 
gebracht wurden

% %

FORSBACH Hüttenwerk 4840 9 10 ^M^M

1953 Hüttenwerk 4360 7 48 MM

Metallverarb. Betr. 2800 26 39 MM

Metallverarb. Betr. 740 46 17 — —

(1951)

NEUHOFF Oberpostdirektion 22800 4 MM 61
1957 (1954)

SCHMITZ Hüttenwerk 1 3300 19 MM MM

1960 Metallverarb. Betr. 10000 15 MM MM

Walzwerk 4400 20 MM MM

Metallverarb. Betr. 700 4 —— MM

Metallverarb. Betr. 640 8 MM MM

Metallverarb. Betr. 500 2 MM MM

(1956)
GOOS Vier Betriebe 28000 8
1963 eines Großunter- 4000 12

nehmens der Elektro- 6500 4 13
Industrie 4000 2

- (1960)
SCHMIDT Hüttenwerk 11700 42 17 MM

1963 (1954)
BEYER Gemischtes Hüttenw. 14800 7 16 MM

1963 Walzwerk 3500 4 6 MM

(1959)
HAAS Drei Betriebe der 10000 9 6 7
1964 Automobilindustrie 5000 12 21 27

(1957) 2000 1 5 18 12
SERVATIUS Gummiverarb. Betrieb 7700 5 1 2 MM

1964 (1958/59)
LISIECKI Kaufhaus 1 300 55 16 MM

1965 Kaufhaus 600 45 4 MM

Kaufhaus 2400 41 7 MM

Werft 4000 43 11 MM

Werft 5000 8 3 MM

(1963)
IVERSEN Chern. Untern. 33000 11 11
1966 Chern. Untern.(1960) 23000 9 — M 1 2
DENGLER Div. Unternehmen 4000
1968 (1966/67) bis 27000 MM — — MM

BOVERMANN Drei unspez. 9200 1 2 MM 1
1969 Betriebe 12000 17 MM 25

(1966) 16000 2 —»BM 1

Die Tabelle zeigt, daß in den untersuchten Betrieben ein 
beträchtliches Ausmaß an innerbetrieblicher Kriminalität 
bekannt wird. Wenn man den bisherigen Untersuchungen folgt, 
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DANN KOMMEN AUF 1OOO Betriebsmitglieder pro Jahr zwischen 
2-55 innerbetrieblich begangene Straftaten. Dabei han­
delt es sich zumeist um Diebstähle (durchwegs über 70 %), 
fast immer um Vermögensdelikte (durchwegs über 80 %, häu­
fig über 90 % aller im Betrieb registrierten Delikte; 
vgl. Iversen 1966, S. 24 f.). Vergleichsweise beträgt 
die Delinquentenbelastung nach der amtlichen Polizei­
statistik pro Jahr etwa 30 Delikte je 1000 Einwohner 
(Polizeiliche Kriminalstatistik 1965, S. 1).

Die Tabelle zeigt jedoch ferner, daß nur ein verhältnis­
mäßig geringer Teil der innerbetrieblich bekannt geworde­
nen Delikte bzw. Täter der staatlichen Strafverfolgung 
zugeführt wird. Höchstens die Hälfte der betrieblich re­
gistrierten Taten und höchstens ein Drittel der betrieb­
lich festgestellten Täter werden zur Anzeige gebracht, 
wobei in vielen Betrieben die betreffenden Prozentsätze 
sehr viel niedriger liegen.

Zusammenfassend kann man daher sagen, daß eine sehr er- 
hebliche Menge von Straftaten, insbesondere von Eigen­
tumsdelikten, ausschließlich innerhalb der Betriebe ver­
folgt und geahndet wird. Staatliche Strafverfolgung ist 
offenbar eher die Ausnahme als die Regel.

1.2 Problemstellung

Dieser Sachverhalt läßt es geboten scheinen, sich inten­
siver und ausführlicher mit dem Phänomen der privaten 
Betriebsjustiz auseinanderzusetzen. Im Folgenden soll 
daher anhand von drei Problembereichen kurz gezeigt wer­
den, wo die Hauptmängel und -lücken der bisherigen 
Arbeiten 1iegen, und wo daher weitere empirische Unter­
suchungen ansetzen könnten (eine ausführlichere Dar- 
Stellung findet sich in Feest 1971):

1.21 Organisation der Betriebsjustiz

Aus den bisherigen Arbeiten sind zahlreiche Einzelhei­
ten der innerbetrieblichen Strafverfolgung und Sank­
tionierung bekannt (Techniken der Aufdeckung von 
Straftaten und der Entdeckung von Tätern; Organe der 
Verfolgung und der Sanktionierung; Verfahrensweisen 
und Verfahrensnormen dieser Organe; Typen von Sanktio­
nen; etc.) Dabei zeigen sich u.a. beachtliche Unter­
schiede in den Sanktionspraktiken der Betriebe: während 
manche primär mit dem Mittel der Entlassung operieren 
(vgl. Haas, 1964, Robin 1967), praktizieren andere eine 
reiche Auswahl unterschiedlicher Sanktionen, welche 
die weitere Betriebszugehörigkeit des Delinquenten 
implizieren (vgl. insbesondere Lisiecki 1965, Dengler 
1968, Bovermann 1969). Diese Informationen sind je- 
doch durchwegs auf einzelne Betriebe beschränkt, wobei 
es sich außerdem bei den untersuchten Betrieben über­
wiegend um Betriebe der Metallindustrie in Nord- und
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Nordwestdeutschland handelt. Es fehlt daher nach wie vor 
eine repräsentative Vorstellung von der Verteilung der 
in der Bundesrepublik üblichen innerbetrieblichen Kon­
trollsysteme. Darüberhinaus ist auch so gut wie nichts 
über den Zusammenhang zwischen betrieblichen Kontrollsti­
len und sonstigen Merkmalen der Betriebsorganisation be­
kannt. Unbekannt ist ferner, welche Rolle bei der be­
trieblichen Sanktionierung der Betriebsrat spielt, dem 
nach § 56 I f Betriebsverfassungsgesetz bei "Fragen 
der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeit­
nehmer im Betrieb" ein Mitbestimmungsrecht zusteht. Wie 
äußert sich diese Mitbestimmung praktisch? Wie erfüllt 
der Betriebsrat seine Aufgabe, auf die "Bekämpfung von 
Unfall- und Gesundheitsgefahren zu achten" (§ 58 I Be­
triebsverfassungsgesetz)?

1.22 Einstellung der Beteiligten zur Betriebsjustiz

Aus den bisherigen Arbeiten ist allenfalls etwas über 
die Einstellung der Arbeitgeber bekannt, auch dies jedoch 
mehr impressionistisch und kasuistisch als repräsentativ. 
Warum und wann bevorzugen Arbeitgeber die innerbetrieb­
liche gegenüber der staatlichen Justiz? Dabei geht es 
sowohl um generelle Einstellungen und Strategien als 
auch um delikts- und personenspezifische Unterschiede. 
Welche Rolle spielt die jeweilige Arbeitsmarktsituation, 
die Rücksichtnahme auf das "Betriebsklima", bzw. auf 
den Status und das Prestige des betroffenen Arbeitnehmers?

Während aber über Arbeitgeber-Attitüden wenigstens einzelne 
Daten bzw. Spekulationen existieren, wissen wir nichts 
über die Einstellungen der Arbeitnehmer zu diesem Fragen­
komplex. Warum unterwerfen sie sich der privaten Straf­
verfolgung? Wir wissen zwar, daß die innerbetrieblichen 
Maßnahmen fast nie von den Betroffenen bei den Arbeits­
gerichten angefochten werden (Lisiecki, 1965, S. 88).
Aber wir wissen nicht, ob diese Akzeptierung von betrieb­
lichen Sanktionen auf der relativen Milde von Betriebs­
strafen, auf der Angst vor Kündigung (und dem damit ver­
bundenen Verlust freiwilliger Sozialleistungen des Be­
triebes) oder auf Rechtsunkenntnis der -Betroffenen be­
ruht .

1.23 Vergleich der betrieblichen mit der staatlichen Sank- 
tionierung von Straftaten

Die bisherigen Arbeiten haben sich zumeist darauf be­
schränkt, die betriebliche Strafverfolgung zu beschreiben 
sowie an den Idealen und Grundsätzen der staatlichen 
Strafjustiz zu messen. Dabei ist jedoch die ebenso inter­
essante wie schwer zu beantwortende Frage übergangen wor­
den, worin sich staatliche und private Reaktionen auf 
Normverletzungen in der Praxis unterscheiden bzw. ähneln.
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Fölgende Gesichtspunkte erscheinen hier von besonderem 
Interesse: Die Länge des Verfahrens von der Tat bis 
zur Sanktionierung; die Höhe und Gleichmäßigkeit der 
Bestrafung; die generalpräventiven Wirkungen der Sank­
tionspraxis (insbesondere Rückfall); die Folgen der 
Sanktionierung für die Familie des betroffenen Arbeit­
nehmers; und schließlich die stigmatisierenden Wirkun­
gen der Betrafung.

2. Ziel der Untersuchung ist es:

2.1 Typen der betrieblichen Reaktion auf Normverletzun­
gen (Kontrollstile) und die Verteilung dieser Typen 
auf Betriebe in der Bundesrepublik festzustellen. 
Letztlich sollte dies zu einer empirisch fundier­
ten Theorie betrieblicher Kontrollstile führen.

2.2 Mit Hilfe eines zu entwickelnden Instruments die Er-. 
fahrungen und Einstellungen verschiedener Gruppen 
von Beteiligten (sanktionierten und nichtsanktio- 
nierten Arbeitern und Angestellten, sowie des 
Managements) zur betrieblichen und staatlichen Be­
handlung innerbetrieblicher Kriminalität festzustel­
len.

2.3 Möglichst viele Aspekte der Wirksamkeit betriebli­
cher und staatlicher Sanktionierung festzustellen 
und zu vergleichen. Insbesondere ist hier an die 
Gleichmäßigkeit der Sanktionierung und an die prä­
ventive, bessernde und stigmatisierende Wirkung 
der Sanktionierung gedacht.

3. Methodik der Untersuchung

Die geplante Untersuchung soll in zwei Stufen durchge­
führt werden: Eine Vorstudie (1 Jahr) und die Haupt- 
stüdie (2 Jahre).

3.1 Vorstudie

Sie soll in Baden-Württemberg durchgeführt werden und 
aus folgenden selbständigen, aber aufeinander bezoge­
nen Teilen bestehen:

3.11 Betriebs-Enquete bei den Betriebsleitungen einer 
Zufallsauswahl baden-württembergischer Firmen. Nach 
Entwicklung eines Interviewleitfadens und Schulung 
von Interviewern sollen bei sämtlichen Firmenleitungen 
folgende Daten erhoben werden: Betriebsdaten (Art des 
Betriebes, Belegschaftsgröße, Organisationsstruktur 
etc.), Kriminalitätsdaten (Zahl der bekannt geworde­
nen Delikte und Täter im letzten Jahr), Sanktionsdaten 
(Organisation der Betriebsjustiz, verhängte Strafen 
im letzten Jahr, Zahl der angezeigten Delikte bzw. 
Täter im letzten Jahr, Zahl der fristlos entlassenen 
Täter, etc.). Ferner sollen, soweit vorhanden, Arbeits­
ordnungen der Betriebe gesammelt und analysiert werden.
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Diese Daten sollen anschließend verkodet, auf Lochkarten 
übertragen und ausgewertet werden.

3.12 Gruppen- und Einzelinterview mit Arbeitnehmern und 
Angehörigen des Managements in fünf ausgewählten Betrie­
ben. Die Auswahl der Betriebe soll auf der Basis einer 
im Laufe der Enqu&te zu entwickelnden Typologie von Kon­
trollstilen erfolgen, so daß alle wesentlichen Kontroll­
stile repräsentiert sind. In jedem dieser Betriebe soll 
je eine Gruppendiskussion (vgl. Mangold 1967) mit etwa 
10-15 Arbeitnehmern einerseits und mit Angehörigen 
des mittleren Managements andererseits durchgeführt wer­
den. Die etwa einstündigen Gruppendiskussionen sollen 
von erfahrenen GruppenInterviewern geleitet und auf Ton­
band aufgenommen werden. Außerdem sollen in jedem der 
ausgewählten Betriebe etwa 5, (insgesamt etwa 25) non- 
direktive Interviews durchgeführt werden (vgl. Sieber 
1969). Gruppeninterviews, insbesondere in Verbindung 
mit nondirektiven Einzelinterviews haben sich in den 
letzten Jahren als wirksamste sowohl wie ökonomischste 
Methode zur Aufdeckung von Einstellungsstrukturen und 
zur Vorbereitung ihrer quantitativen Erfassung erwiesen. 
(vgl. dazu auch das laufende Projekt über den Einfluß 
von Gesetzesänderungen auf Einstellungen gegenüber dis­
kriminierten Gruppen: Lautmann 1971). Aufgrund der Ton­
bandprotokolle der Gruppendiskussionen und Interviews 
soll eine erste qualitative Studie über Einstellungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Betriebsjustiz, 
sowie ein standardisierter Fragebogen für die Hauptstudie 
erarbeitet werden.

3.13 Teilnehmende Beobachtung und Aktenstudie bei einigen 
größeren Betrieben sowie bei der Polizei undJustiz in 
Baden-Württemberg. Diese Studie soll dazu dienen, die 
Möglichkeiten und die Methodik eines Vergleichs von Fällen 
der Betriebsjustiz und der staatlichen Justiz zu erfor­
schen. Dabei ist insbesondere an sogenannte Paarlings- 
Vergleiche oder "matching”-Verfahren gedacht (vgl. Mayntz- 
Holm-Hübner 1971, S. 171 ff.). Als Kontrast zur staatli­
chen Strafjustiz sollte letztlich ein möglichst "retenti- 
ver" Betrieb herangezogen werden, d.h. ein solcher, der 
innerbetriebliche Delinquenten weder anzeigt noch entläßt. 
In diesem Betrieb sollte die Praxis der Betriebsjustiz in 
etwa 30 Fällen beobachtet und dokumentiert werden.
Diese Vorstudie sollte unmittelbar in den entsprechenden 
Teil der Hauptstudie übergehen (3.23).

Im Rahmen der Vorstudie soll insbesondere geklärt werden, 
wo die Schwerpunkte der Hauptstudie liegen sollen.

3.2 HauptStudie

Sie soll in ihren ersten beiden Teilen möglichst reprä­
sentativ für die Bundesrepublik angelegt werden. Ihr 
dritter Teil ist als Fallstudie im Rahmen von Baden-Württem­
berg gedacht.
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3.21 Teilnehmende Beobachtung, Interviews und Aktenstudium 
bei ausgewählten Firmen. Die Auswahl der Firmen hängt von 
der Vorstudie und der aus dieser entstehenden Theorie der 
Kontrollstile ab. Durch Sammlung weiteren repräsentativen 
Materials soll diese Theorie empirisch fundiert werden.

3.22 Standardisierte schriftliche Befragung von Arbeitge­
bern und Arbeitnehmern über ihre Einstellungen zur Be­
triebsjustiz und über die von ihnen gesehenen Möglichkei­
ten zur Verbesserung der bisherigen betrieblichen Reak­
tionsformen. Gedacht ist an die Befragung von etwa 1000 
Betriebsangehörigen in repräsentativ ausgewählten Betrie­
ben der Bundesrepublik. Die endgültige Zahl sowie die 
Auswahl der Versuchspersonen wäre aufgrund der Vorstudie 
zu spezifizieren. Das Sample der Befragten wäre so auszu­
wählen, daß es für jeden Betrieb Angehörige der verschie­
densten Stufen der Betriebshierarchie enthält (••geschich­
tetes Sample”).

3.23 Paarlings-Vergleich der Wirkungsweise staatlicher 
und betrieblicher Sanktionen. Vergleichende Analyse von 
je 100 paarweise ausgesuchten Fällen staatlicher und be­
trieblicher Sanktionierung. Je nach den Ergebnissen der 
Vorstudie ist zu entscheiden, ob man sich dabei auf ein 
bestimmtes Delikt (z.B. Diebstahl) beschränkt oder ob 
man eine Anzahl verschiedener Deliktstypen in die Unter­
suchung einbezieht. Als Kriterien der paarweisen Auswahl 
(matching) wäre an Geschlecht, Alter, Vorstrafen und 
Schadenshöhe (bei Vermögensdelikten) zu denken. Auch 
diese Kriterien sollen jedoch erst nach den Ergebnissen 
der Vorstudie festgelegt werden.

Die untersuchten Fälle sollten jeweils etwa zwei Jahre 
zurückliegen, so daß auch die (registrierte) Rückfäl­
ligkeit erhoben werden kann. Andererseits sollten die Fäl­
le nicht zu weit zurückliegen, da sonst ein zu großer 
Verlust an Versuchspersonen durch Orts- bzw. Betriebs­
wechsel zu befürchten ist. Es sollte versucht werden, 
jeden einzelnen Fall unter dem Gesichtspunkt der Rück­
fälligkeit weiterzuverfolgen, unabhängig davon, ob der 
betreffende Sanktionierte den Betrieb bzw. Ort verlas­
sen hat oder nicht. Dies wird in vielen Fällen eine 
Adressensuche über die Einwohnermeldeämter erfordern.
Es ist ferner daran gedacht, zur Ergänzung des rein 
aktenmäßig durchgeführten Paarlings-Vergleichs die 
in der Vorstudie beobachteten 30 betrieblich Sanktio­
nierten sowie ein entsprechendes Sample von 30 betrieb­
lich nicht Sanktionierten über ihre Erfahrungen mit der 
Betriebsjustiz und deren privaten wie betrieblichen 
Konsequenzen zu befragen.

4. Erwartete Bedeutung und Aspekte politischer Anwen- 
dung der Forschungsergebnisse

Die hier skizzierten Untersuchungen lassen Ergebnisse 
erhoffen, die für eine Reihe unterschiedlicher Bereiche 
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der Theorie und Praxis von Bedeutung sein können (vgl. 
Kaiser 1971).
Einmal wird unser Wissen über die Handhabung von Straf­
taten im Bagatellbereich vermehrt werden. Dabei dürften 
sich Hinweise auf Maßnahmen ergeben, die eher als andere 
zur Resozialisierung von Straftätern beitragen. Außerdem 
wird in diesem Zusammenhang genauer als bisher die Inten­
sität und Selektivität der Verfolgung im Vorfeld staat­
licher Strafjustiz untersucht und damit ein Beitrag zur 
Aufhellung des Dunkelfeldes geleistet werden.

Zum anderen werden die Ergebnisse der Untersuchung Aus­
sagen über die Gewährleistung von Rechtssicherheit und 
Rechtsstaatlichkeit im privaten Bereich zulassen. Hier­
her gehört etwa eine Überprüfung der Frage, ob die ver­
breitete Sorge und das Unbehagen über die "Betriebsjustiz" 
berechtigt sind, ferner die Entwicklung von Einsichten 
über die betriebsstrukturellen Voraussetzungen von 
Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit.

Schließlich ist zu erwarten, daß einige wertvolle, aber 
in Deutschland wenig beachteten Methoden der Sozialfor­
schung (non-direktive Interviews, matchingTVerfahren, etc.) 
in ihrer praktischen Verwendbarkeit demonstriert und ver­
feinert werden können.
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